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Herbsttagung des Berufspolitischen Ausschusses in Fulda:

Dem Auseinanderdriften der Besoldung und
der Arbeitsbedingungen entgegenwirken
von STEFFEN PABST

und RAINER STARKE

Die Schaffung gleich-
wertiger Lebensver-
hältnisse in ganz

Deutschland hat Verfas-
sungsrang. Dieses Ziel muss
Maßstab der politischen Ar-
beit im Bund und in den Län-
dern sein. In den Berichten
auf der Herbsttagung des
Berufspolitischen Ausschus-
ses in Fulda, unter Leitung
von Rainer Starke, wurde
deutlich, wie sich das Dienst-
recht und die Besoldung in
den Ländern seit der Födera-
lismusreform auseinander-
entwickelt haben. Jede Be-
amtin und jeder Beamte leis-
tet in allen Ländern und im
Bund verantwortungsvoll ih-
ren und seinen Dienst. Für
gleiche Tätigkeiten werden
sie jedoch unterschiedlich
besoldet. Es ist keiner Gym-
nasiallehrerin und keinem

Gymnasiallehrer zu vermit-
teln, weshalb seine erbrachte
Leistung je nach Kassenlage
des Landes unterschiedlich
vergütet wird. In der letzten

Sitzung des Berufspoliti-
schen Ausschusses in dieser
Wahlperiode wurde wieder-
holt die Forderung erhoben,
dem Flickenteppich in der

Besoldung Einhalt zu gebie-
ten. Richtschnur muss das
Land mit der höchsten Besol-
dung sein. Einer Nivellierung
auf einem Durchschnittsni-

Die Gewährleistung des verfassungsmäßig
garantierten Rechts auf Bildung kann nur
mit unabhängigen verbeamteten Lehrkräf-
ten sichergestellt werden.
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veau wurde von den Mitglie-
dern des Berufspolitischen
Ausschusses eine Abfuhr er-
teilt. Unser Anspruch ist,
dass alle Beamtinnen und
Beamten eine ihrem Amt an-
gemessene Besoldung erhal-
ten.

Bildung der
Schülerinnen und
Schüler gefährdet

Bundesländer mit einer ge-
ringeren Besoldung werden
es zukünftig schwer haben,
ausreichend qualifiziertes
Personal zu gewinnen, um
die Daseinsvorsorge im Be-
reich der Sicherheit und Bil-
dung für jeden Bürger zu ge-
währleisten. Die beste Bil-
dung muss für jedes Kind,
unabhängig davon, wo es in
Deutschland zur Schule
geht, garantiert sein. Wenn
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von den Einstellungen in
den Schuldienst zum Som-
mer in der Bundeshaupt-
stadt Berlin über vierzig Pro-
zent und in Sachsen über die
Hälfte mit nicht voll ausge-
bildeten Lehrkräften vorge-
nommen werden mussten
und in Bremen bereits Stu-
denten vor den Klassen ste-
hen, so Steffen Pabst für den
Tarifbereich, dann ist es mit
der Schaffung einheitlicher
Lebensbedingungen
schlecht bestellt. Der Lehrer-
beruf muss attraktiver wer-
den.

Desolate Arbeits-
bedingungen
beseitigen

Mit schöner Regelmäßigkeit
wird vor Wahlen auf die Be-
deutung der Bildung für die
Sicherung des Standortes
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Deutschland hingewiesen.
Aber nicht nur die Länder
sind hier in der Verantwor-
tung. Haben Sie schon ein-
mal in einer Bank verschlis-
sene Tische und Stühle, Fens-
ter, wo die Scheiben den
Rahmen halten und nicht
umgekehrt, veraltete Com-
putertechnik und Räume ge-
sehen, deren letzter Anstrich
aus dem vorigen Jahrhun-
dert stammt? Ich glaube
nicht. Jeder von uns kennt
aber Schulen, in denen dies
der Fall ist. Ist die Wahl vor-
bei, verliert der Bildungssek-
tor seine Priorität.

Die dramatische Situation in
Berlin und in Sachsen wird
auch dadurch verursacht,
dass Lehrkräfte nicht verbe-
amtet werden. Von Seiten
des Berufspolitischen Aus-
schusses wird gefordert,

dass endlich in allen Bundes-
ländern Lehrkräfte im Beam-
tenstatus eingestellt wer-
den, da sie hoheitliche Auf-
gaben erfüllen. Die Gewähr-
leistung des verfassungsmä-
ßig garantierten Rechts auf
Bildung kann nur mit unab-
hängigen verbeamteten
Lehrkräften sichergestellt
werden. Auch dies gehört zu
den gleichwertigen Lebens-
bedingungen, auf die jeder
Bürger unseres Landes An-
spruch hat.

Studie zur Arbeits-
zeit, Belastung
und Gesundheit

Ein weiterer Schwerpunkt
der Ausschusssitzung lag in
der Vorbereitung der vom
Deutschen Philologenver-
band initiierten Studie zu
Arbeitszeit, Belastung und
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Gesundheit von Gymnasial-
lehrkräften. In einem Zeit-
raum von vier Wochen in-
nerhalb des ersten Quartals
2018 wird in allen Bundes-
ländern die Arbeitszeitun-

tersuchung stattfinden. Da-
zu wird ein Protokoll zu füh-
ren sein, in dem alle Tätig-
keiten differenziert erfasst
werden. In Verbindung mit
dem dazugehörigen Frage-

bogen kann dann eine exak-
te wissenschaftliche Analyse
der Arbeitszeit, Belastung
und Gesundheit erfolgen.
Mit dem Institut für Präven-
tivmedizin der Universitäts-

medizin Rostock, das die
Studie begleitet und aus-
wertet, wurde eine renom-
mierte wissenschaftliche
Einrichtung auf dem Gebiet
der Erfassung beruflicher
und gesundheitsbeeinträch-
tigender Belastungen ge-
wonnen.

Verabschiedungen

Auch nach dieser Tagung
scheiden wieder langjährige
Mitglieder aus dem Berufs-
politischen Ausschuss aus.
Cornelia Schneider aus Sach-
sen und Joachim Hesse aus
Mecklenburg-Vorpommern
haben über einen langen
Zeitraum engagiert in diesen
Gremien mitgearbeitet und
wurden nun vom Leiter des
Ausschusses, Rainer Starke,
mit bewegenden Worten
verabschiedet. ■
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Verabschiedung von
Joachim Hesse (r.),

langjähriges Mit-
glied des Berufs-

politischen
Ausschusses


